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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Verlängerung der 
Genehmigungspflicht in der Bundesrepublik Deutschland für synthetische Socken 
und in Frankreich für Handschuhe aus Wirkwaren mit Ursprung in der 
Republik Korea 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1439/74 
des Rates vom 4. Juni 1974 betreffend die gemein- 
same Einfuhrregelung *), insbesondere auf Artikel 13, 
nach Anhörung des in Artikel 5 dieser Verord- 
nung vorgesehenen Beratenden Ausschusses, 

auf Vorschlag der Kommission, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

Durch Verordnung (EWG) Nr. 1295/75 1 2 ), geändert 
durch Verordnung (EWG) Nr. 1466/75 3 ), hat die 
Kommission in der Bundesrepublik Deutschland und 
in den Ländern des Benelux eine Genehmigungs- 
pflicht für die Einfuhr von synthetischen Socken mit 
Ursprung in der Republik Korea eingeführt. Diese 
Genehmigungspflicht, die durch Verordnung (EWG) 
Nr. 1 686/75 4 ) des Rates geändert und aufrechterhal- 
ten wurde, läuft für Deutschland am 24. November 
1975 aus. 

Ferner hat die Kommission durch Verordnung 
(EWG) Nr. 1522/75 5 ) in Frankreich eine Genehmi- 
gungspflicht für die Einfuhr von Handschuhen aus 
Gewirken mit Ursprung in der Republik Korea ein- 
geführt. Diese Genehmigungspflicht, die durch Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1784/75 6 ) des Rates aufrecht- 
erhalten und geändert wurde, läuft am 15. Dezember 
1975 aus. 

Die Gründe, welche die Einführung dieser Maß- 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 159 
vom 15. Juni 1974, S. 1 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 132 
vom 23. Mai 1975, S. 32 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 146 
vom 7. Juni 1975, S. 14 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 171 
vom 2. Juli 1975, S. 1 

5 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 154 
vom 14. Juni 1975, S. 72 

6 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 191 
vom 24. Juli 1975, S. 1 


nahmen gerechtfertigt hatten, liegen weiterhin vor. 
Deshalb ist es angebracht, sie bis zum 31. Dezember 
1975 zu verlängern — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Die Genehmigungspflicht für die Einfuhr von syn- 
thetischen Socken mit Ursprung in der Republik 
Korea, eingeführt durch Verordnung (EWG) Nr. 
1295/75 der Kommission, aufrechterhalten und geän- 
dert durch Verordnung (EWG) Nr. 1686/75 des Rates, 
wird für die Bundesrepublik Deutschland bis zum 
Dezember 1975 verlängert. 

Die ursprünglich auf 18 Millionen Paare festgelegte 
Gesamtmenge der Waren, für die in der Bundes- 
republik Deutschland Einfuhrgenehmigungen erteilt 
werden, wird auf 22 095 000 Paare erhöht. 

Artikel 2 

Die Genehmigungspflicht für die Einfuhr nach Frank- 
reich von Handschuhen aus Wirkwaren mit Ur- 
sprung in der Republik Korea, eingeführt durch Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1522/75 der Kommission, auf- 
rechterhalten und geändert durch Verordnung 
(EWG) Nr. 1784/75 des Rates, wird bis zum 
31. Dezember 1975 verlängert. 

Die ursprünglich auf 1,35 Millionen Paare festgelegte 
Gesamtmenge der Waren, für die in Frankreich Ein- 
fuhrgenehmigungen erteilt werden, wird auf 1,46 
Millionen Paare erhöht. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. Sie ist bereits zum 31. Dezem- 
ber 1975 anwendbar. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Begründung 

1. Durch Verordnung (EWG) Nr. 1295/75, geändert 
durch Verordnung (EWG) Nr. 1466/75, hat die Kom- 
mission in Deutschland und in den Ländern des 
Benelux die Genehmigungspflicht für die Einfuhr 
von synthetischen Socken mit Ursprung in der Repu- 
blik Korea eingeführt. Diese Genehmigungspflicht, 
die durch Verordnung (EWG) Nr. 1686/75 des Rates 
geändert und aufrechterhalten wurde, läuft für 
Deutschland am 24. November 1975 aus. 

2. Ferner hat die Kommission durch Verordnung 
(EWG) Nr. 1522/75 in Frankreich die Genehmigungs- 
pflicht für die Einfuhr von Handschuhen aus Gewir- 


ken mit Ursprung in der Republik Korea eingeführt. 
Diese Genehmigungspflicht, die durch Verordnung 
(EWG) Nr. 1874/75 des Rates aufrechterhalten und 
geändert wurde, läuft am 15. Dezember 1975 aus. 

3. Da die Gründe, welche die Einführung dieser 
Maßnahmen gerechtfertigt hatten, weiterhin gege- 
ben sind, schlägt die Kommission dem Rat vor, die 
Maßnahmen bis zum 31. Dezember 1975 zu verlän- 
gern und dabei die Höhe der Einfuhrkontingente 
I angemessen zu erhöhen; dabei sollten einerseits 
! Bestimmungen der Übereinkunft über den inter- 
i nationalen Handel mit Textilien und andererseits 
die Dauer der Verlängerung der Maßnahmen be- 
| rücksichtigt werden. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 25. November 1975 - 1/4 - 680 70- E - Fr 8/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 13. November 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 



